Deutsdier Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 321 


Der Bundesminister der Finanzen 

VI B/3 - 13L 1429 - 37/58 


Bonn, den 9. April 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


ft 

Relr. ; Entschädigung für durch die damalige britische Be- 
satzungsmacht besdilagnahmte Betriebe 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 290 — 


Zu der Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD vom 19. März 
1958 nehme ich im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister 
der Justiz und dem Herrn Bundesminister dos Innern wie 
folgt Stellung: 

Zu Abschnitt I Nr. 1 

Die Prüfung des Vorbringens einiger geworbliciier Betriebe 
der ehemaligen britischen Zone, wonadi sie sich infolge un- 
zureichender Entscliädigungslcistungen versciiuldet hätten, hat 
ergeben, daß die Betroffenen in einigen Fällen, vor allem für 
die Errictitung von Ausweidi- oder Ersatzbetrieben für die 
recpiirierten Betriebe, nicht unerhebliche finanzielle Verpflidi- 
tiingeii übernommen liaben. 

Zu Abschnitt 1 Nr. 2 

Das Bundesministerium der Finanzen hat sidi durdi Rund- 
sdireiben vom 8. Februar 1958 - VI B/3 - BL 1426 - 133/57 - 
damit einverstanden erklärt, daß die Herren Finanzminister 
der Länder des britischen Stationierungsbereichs nadi § 55 der 
Ersten Anordnung über die Entsdiädigimg für die Requisition 
von Grundstücken Härteausgleidiszalilungen in allen Fällen 
gewähren, die noch nicht endgültig durdi rechtskräftiges Urteil, 
unanfechtbaren Bescheid oder Vereinbarung abgeschlossen sind. 
Durch dieses Rundsdireiben dürften auch die geprüften Fälle 
ihre Erledigung finden. Als Ausgleidi ist für die Zeit vom 
I. Januar 1952 bis 5. Mai 1955 (Tag des Inkrafttretens der 
ßonner/Pariser Verträge) der Uiitersctiiedsbetrag zwischen der 
bisher berechneten Nutzimgsentschädigung und der ortsüblichen 
Miete zu zahlen. Entsprechende Bescheide sind den britischen 
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Streitkräften zur Ausstellung der notwendigen Belastungs- 
ermächtigiing vorzulegen. Für den Fall, daß diese die Erteilung 
der Belastungsermäditigung ablehnen, sind die Herren Finanz- 
minister des britischen Stationierungsbereidis ermäciitigt 
worden, die Ausgleichsbeträge ohne Anerkennung einer Redits- 
verpflichtung der Bundesrepublik aus allgemeinen Bundes- 
initteln (Hauslialt der Verteidigungsfolgekosten, Epl. 35 Kap. 
3511a Tit. 311) zu zahlen. 

Zu Abschnitt I Nr. 3 

Die Frage hat sich durch die Beantwortung der Fragen zu 
Absdinitt I Nr. 1 und 2 erledigt. 

Zu Abschnitt II Nr. 1 

Mit den Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts über 
die Anerkennung eines „ Aufopferiingsanspruchs besonderer 
Art" in seinem Urteil vom 20. Juni 1956 haben sidi die 
folgenden Gerichte nicht einverstanden erklärt: 

a) Oberverwaltungsgericht Hamburg 

Urteil vom 7. Mai 1957 - Bf. III 85.56 veröffentlidit im 
Deutschen Verwaltungsblatt 1957 S. 758, 

b) Verwaltungsgericnt Berlin 

Urteil vom 23. Februar 1957 — VG IV 263.56, veröffentlicht 
im Deutschen Verwaltimgsblatt 1957 S. 760, und vom 28. 
September 1957 - VG IV A 174/57 - B -, nicht veröffentlicht, 

c) Landesverwaltungsgericht Hamburg 

Urteil vom 6. November 1957 — III b VG 783/57 — , nicht 
veröffentlicht, 

d) Bezirks Verwaltungsgericht Koblenz 

Urteil vom 4. Dezember 1957 — 3 K 159/57 — , nicht ver- 
öffentlicht, 

e) Landgeridit Zweibrücken 

Urteil vom 5. Juli 1957 - 2 0 20/57 -, nicht veröffentlicht, 

f) Landgericht Koblenz 

Urteil vom 26. September 1957 — 1 0 60/57 — , nicht ver- 
öffentlicht, 

g) Landgeridit München 

Urteil vom 11. April 1957 — 9 0 385/56 — , nicht veröffent- 
licht. 

Zu Abschnitt II Nr. 2 

Beim Bundesverwaltungsgericht schweben noch eine Reihe von 
Revisionsverfahren, die die gleiche Frage betreffen, mit denen 
sich das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Juni 19v56 
befaßt hat. 
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Zu Abschnitt II Nr. 3 

Die Frage dürfte durch die Beantwortung zu Abschnitt I Nr. 2 
beantwortet sein. 

Zu Abschnitt III 

Gleichzeitig mit der Herausgabe des Rundschreibens vom 
8. Februar 1958 hat das Bundesministerium der Finanzen 
— im Anschluß an bereits im Januar 1957 über die Bemessung 
der Niitzungsvergütung aufgenommene Verhandlungen die 
Britische Botsdraft über die getroffene Regelung unterrichtet 
und darum gebeten, die britischen Streitkräfte zu veranlassen, 
zu den jeweils vorzulegenden Härteausgleichsbescheiden ihre 
Zustimmung zu erteilen. Eine Antv/ort der Britischen Botschaft 
steht noch aus. Im übrigen wird auf die Beantwortung zu 
Abschnitt I Nr. 2 Bezug genommen. 


ln Vertretung 

Hartmann 
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